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Begründung 

zur Erstaufstellung des Bebauungsplans Nr. I/Q 26 „Wohngebiet Charlottenstraße / Augusta-
straße“ für das Gebiet südlich der Osnabrücker Straße (B 68), östlich des Wohngebiets an der 
Augustastraße, nördlich der Charlottenstraße und westlich des Waldgebiets (Flurstücke 507 
teilw., 900 teilw. und 2899 teilw.), Flur 4 der Gemarkung Quelle. 
 
-Stadtbezirk Brackwede- 
 
Verfahrensstand:  Entwurfsbeschluss  

1. Allgemeines / Verfahrensablauf 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), wird der Bebauungsplan Nr. I/Q 26 „Wohngebiet Charlottenstra-
ße / Augustastraße“ aufgestellt. 
 
Durch den Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine 
Erweiterung der Siedlungsansätze mit Wohnbebauung auf einer bisher landwirtschaftlich 
genutzten Fläche geschaffen. Der überwiegende Teil des Plangebiets wird mit Einzelhäusern 
mit maximal zwei Wohneinheiten und Doppelhäusern bebaut, im südlichen Bereich sind drei 
Mehrfamilienhäuser für den sozialen Wohnungsbau vorgesehen.  
 
Die äußere Erschließung erfolgt von Westen über die Augustastraße und die Charlottenstraße 
– die innere Erschließung erfolgt über eine neu geplante Erschließungsstraße.  
 
Zur Umsetzung dieser Planungsziele ist die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. I/Q 26 
„Wohngebiet Charlottenstraße / Augustastraße“ notwendig. 
 
Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan, der Änderungsbeschluss für den Flächen-
nutzungsplan und der Beschluss zur Durchführung der frühzeitigen Beteiligungen wurden 
durch den Stadtentwicklungsausschuss – nach vorheriger Beratung durch die Bezirksvertre-
tung Brackwede – am 20.09.2016 gefasst.  
Im November/Dezember 2016 erfolgte daraufhin die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung. Hier-
zu konnten die Allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung im Bauamt in der Zeit vom 14. No-
vember bis einschließlich 02. Dezember eingesehen werden. Ergänzend hierzu erfolgte am 24. 
November ein Unterrichtungs- und Erörterungstermin. Im Zeitraum Ende September bis Mitte 
November 2016 fand die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
zu den beiden Bauleitplanverfahren statt. 
Die im Rahmen des Verfahrens vorgebrachten Anregungen wurden, soweit städtebaulich ver-
tretbar, in der vorliegenden Planung berücksichtigt. 
Nach Auswertung der Äußerungen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und der Stel-
lungnahmen aus der Behördenbeteiligung wurde der Entwurf des Bebauungsplanes erarbeitet. 
Die wesentlichen Änderungen und Ergänzungen gegenüber dem Vorentwurf sind in Anlage A 
unter Punkt 3 zusammengefasst. 
Der Entwürfe des Bebauungsplans sowie der 245. Änderung des Flächennutzungsplanes wer-
den gemäß § 3 (2) BauGB für die Dauer eines Monats öffentlich ausgelegt. Gründe, für eine 
längere öffentliche Auslegung sind nicht ersichtlich. Parallel werden die Stellungnahmen der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB eingeholt. 
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2. Örtliche Gegebenheiten des Plangebietes 

Das Plangebiet des aufzustellenden Bebauungsplanes Nr. I/Q 26 „Charlottenstraße / Augusta-
straße“ liegt im Stadtbezirk Brackwede und befindet sich südlich der Osnabrücker Straße, 
östlich des Wohngebiets an der Augustastraße, nördlich der Charlottenstraße und westlich des 
Waldgebiets. Die Fläche des Geltungsbereiches beträgt ca. 2,2 ha und wird momentan land-
wirtschaftlich genutzt. In dem Plangebiet selbst befindet sich keine Bebauung.  
 
Im Umgebungsbereich des Plangebiets befinden sich im Norden zweigeschossige freistehende 
Einfamilienhäuser mit Walmdächern, bzw. Satteldächern, welche durch die Osnabrücker Stra-
ße, die nördlich des Plangebiets vom Westen nach Osten verläuft, erschlossen werden. West-
lich des Plangebiets befindet sich ein Wohngebiet, hauptsächlich bestehend aus zwei- bis drei-
geschossigen Einfamilien- und Doppelhäusern mit Satteldächern. Dieses wird durch die Anna-
straße (im Norden), die Augustastraße und die Charlottenstraße (im Süden) erschlossen. Ent-
lang der Magdalenenstraße, welche von Norden nach Süden westlich des Plangebiets verläuft, 
befinden sich zwei- bis dreigeschossige Mehrfamilienhäuser mit Satteldächern. Im östlichen 
Bereich dieses Wohngebiets befinden sich zweigeschossige Reihenhäuser mit ausgebautem 
Dachgeschoss, deren Erschließung durch die Annastraße, die Augustastraße, die Charlotten-
straße und eine schmale Wegeverbindung, die von Norden nach Süden verläuft, erfolgt. Nord-
westlich des Plangebiets befindet sich ein ehemals gewerblich genutztes Gebäude, in dem sich 
die Freizeitnutzung „Kartbahn“ befindet. 
Das Plangebiet besteht derzeitig aus landwirtschaftlich genutzten Flächen und fällt von Norden 
nach Süden um etwa 5 m ab.  
 
Weitere Einzelheiten sind dem Luftbild zu entnehmen. 
 
 
Abb. 1: Luftbild 
 

 
Quelle: Online-Kartendienst der Stadt Bielefeld. Luftbild von 2014. 
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3. Planungsvorgaben und bisherige Flächenausweisungen 

Regionalplan 
 
Im Regionalplan der Bezirksregierung Detmold, in dem für die Stadt Bielefeld maßgeblichen 
„Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld“, ist der Geltungsbereich der Aufstellung des Bebauungs-
plans Nr. I/Q 26 „Charlottenstraße / Augustastraße“ als Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) 
dargestellt. Somit besteht eine Übereinstimmung mit den Zielen der Raumordnung. Des Weite-
ren ist das Gebiet in Bezug auf Freiraum als Fläche mit „Grundwasser- und Gewässerschutz“ 
gekennzeichnet. 
 
Flächennutzungsplan 
 
Der Flächennutzungsplan stellt das Plangebiet als „Landwirtschaftliche Fläche“ und „Geeigne-

ter Erholungsraum“ dar.  

Zur Umsetzung der o. g. städtebaulichen Zielsetzungen für die Fläche „Charlottenstraße / Au-

gustastraße“ ist eine Änderung des Flächennutzungsplans erforderlich, die statt wie bisher 

„Landwirtschaftliche Fläche“ und „Geeignete Erholungsräume“ die Neudarstellung von „Wohn-

baufläche“ zum Gegenstand hat. Sie wird als 245. Änderung des Flächennutzungsplanes 

durchgeführt und erfolgt parallel zur Erstaufstellung des Bebauungsplanes Nr. I/Q 26 „Charlot-

tenstraße / Augustastraße“. 

 
Abb. 2: Auszug aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan mit Abgrenzung des Plangebiets 

 

 
Quelle: Online-Kartendienst der Stadt Bielefeld 
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Bebauungsplan 
 
Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb der Grenzen eines rechtsverbindlichen Bebau-
ungsplanes. Planungsrechtlich handelt es sich um Flächen im Außenbereich im Sinne des                       
§ 35 BauGB.  
 
 
Landschaftsplan 
 
Die Fläche des Plangebietes befindet sich innerhalb der Grenzen des rechtsverbindlichen 
Landschaftsplanes Bielefeld West. Als Entwicklungsziel ist für die gesamte Fläche das Ziel der 
temporären Erhaltung (laut § 18 Abs. 1 LG) angestrebt. In Kapitel 8 wird des Weiteren erläutert, 
dass mit Aufstellung des Bebauungsplanes Festsetzungen des Landschaftsplanes außer Kraft 
treten werden. 
 
Abb. 3: Auszug aus dem Landschaftsplan 
 

 
Quelle: Online-Kartendienst der Stadt Bielefeld 
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4. Ziele und Zwecke der Planung 

4.1 Belange des Wohnens 

Die Zielsetzung der Erstaufstellung des Bebauungsplanes Nr. I/Q 26 besteht darin, der Woh-
nungsnachfrage in Bielefeld durch Neuausweisung von Wohnbauflächen auf bislang unbebau-
ten Flächen im Stadtbezirk Brackwede, Ortsteil Quelle, Rechnung zu tragen. Die Siedlungsan-
sätze an der Charlottenstraße / Augustastraße werden durch die Ausweisung von Flächen für 
den Wohnungsbau nach Osten hin erweitert. Die Festsetzungen sollen sich an der umliegen-
den Wohnbestandsbebauung orientieren, damit sich die geplante Wohnbebauung in das 
Stadtgefüge einfügt. 
 
Durch die Erstaufstellung des Bebauungsplanes Nr. I/Q 26 „Charlottenstraße / Augustastraße“ 
werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die beabsichtigte Umnutzung der land-
wirtschaftlichen Flächen für Wohnbauzwecke geschaffen.  
Für die Flächen der geplanten Wohnbebauung im Plangebiet werden Allgemeine Wohngebiete 
(WA 1, WA 2, WA 3 sowie WA 4) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt.  
Die in Allgemeinen Wohngebieten gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen wie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe sowie Tankstellen werden in den Allgemeinen 
Wohngebieten WA 1 – WA 4 jedoch ausgeschlossen, da die Wohnnutzung im Vorrang steht 
und so unnötige Beeinträchtigungen der Wohnqualität durch Nutzungen, die ein höheres Ver-
kehrs- und Lärmaufkommen haben, vermieden werden. 
 
Für die geplante Neubebauung im westlichen Bereich des Plangebietes wird ein Allgemeines 
Wohngebiet (WA 1) festgesetzt. 
Hier ermöglichen die Festsetzungen des Bebauungsplanes freistehende Einzelhäuser mit ma-
ximal zwei Wohneinheiten sowie Doppelhäuser (je Doppelhaushälfte ist maximal 1 Wohnein-
heit zulässig). Für das WA 1 wird eine Grundflächenzahl von 0,4 sowie eine Geschossflächen-
zahl von 0,8 festgesetzt, wobei diese Werte der im § 17 BauNVO vorgesehenen Obergrenze 
für Allgemeine Wohngebiete bei zwei Vollgeschossen entspricht. Hierdurch ist eine effektive 
und ökonomische Ausnutzung der Baugrundstücke entsprechend der aktuellen Anforderungen 
an Wohngebäude möglich. 
Damit sich die geplante Neubebauung in die Umgebung integriert und um ein städtebaulich 
einheitliches Bild zu erreichen, werden Festsetzungen über die Höchstgrenzen der Geschos-
sigkeit, die maximalen Trauf- und Firsthöhen sowie über die Dachform analog zur angrenzen-
den Bebauung getroffen. Durch die Ausweisung einer offenen Bauweise passt sich die Neube-
bauung der kleinteiligen Bestandsbebauung im Westen und Norden an.  
 
Für die Flächen mittig und östlich im Plangebiet wird ein Allgemeines Wohngebiet (WA 2) fest-
gesetzt. 
Hier ermöglichen die Festsetzungen des Bebauungsplanes freistehende Einzelhäuser mit ma-
ximal zwei Wohneinheiten. Für das WA 2 wird eine Grundflächenzahl von 0,4 sowie eine Ge-
schossflächenzahl von 0,8 festgesetzt, wobei diese Werte der im § 17 BauNVO vorgesehenen 
Obergrenze für Allgemeine Wohngebiete bei zwei Vollgeschossen entspricht. Hierdurch ist eine 
effektive und ökonomische Ausnutzung der Baugrundstücke entsprechend der aktuellen Anfor-
derungen an Wohngebäude möglich. 
Damit sich die geplante Neubebauung in die Umgebung integriert und um ein städtebaulich 
einheitliches Bild zu erreichen, werden Festsetzungen über die Höchstgrenzen der Geschos-
sigkeit, die maximalen Trauf- und Firsthöhen sowie über die Dachform analog zur angrenzen-
den Bebauung getroffen. Durch die Ausweisung einer offenen Bauweise passt sich die Neube-
bauung der kleinteiligen Bestandsbebauung im Westen an.  
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Für den südlichen Teil des Plangebietes wird ein Allgemeines Wohngebiet (WA 3) festgesetzt. 
In diesem Bereich sind drei Mehrfamilienhäuser (sozialer Wohnungsbau) geplant. Somit wird 
dem Ratsbeschluss vom 25.06.2015, dessen politisches Ziel eine langfristige Sicherung von 
preisgünstigem Mietwohnraum in Bielefeld ist, Rechnung getragen.  
Für das WA 3 wird eine Grundflächenzahl von 0,4 sowie eine Geschossflächenzahl von 1,2 
festgesetzt, wobei diese Werte der im § 17 BauNVO vorgesehenen Obergrenze für Allgemeine 
Wohngebiete bei 3 Vollgeschossen entsprechen. Hierdurch ist eine effektive und ökonomische 
Ausnutzung der Baugrundstücke entsprechend der aktuellen Anforderungen an Wohngebäude 
möglich. 
Damit sich die geplante Wohnbebauung in die Umgebung integriert und um ein städtebaulich 
einheitliches Bild zu erreichen, werden Festsetzungen über die Höchstgrenzen der Geschos-
sigkeit, die maximale Gebäudehöhe sowie über die Dachform getroffen. Das Plankonzept sieht 
dreigeschossige Wohngebäude vor, wobei das dritte Geschoss als zurückspringendes soge-
nanntes „Staffelgeschoss“ vorgesehen ist. Durch die Festsetzung der maximal zulässigen Ge-
bäudehöhe wird gewährleistet, dass sich die Höhenentwicklung der Neubebauung an der west-
lich angrenzenden Bestandsbebauung orientiert, die ebenfalls zweigeschossige Wohngebäude 
mit ausgebauten Dachgeschoss vorweist.   
Durch die Ausweisung einer offenen Bauweise passt sich die Neubebauung der Bestandsbe-
bauung westlich des Plangebietes an.  
 
Für den nördlichen Bereich des Plangebietes wird ein Allgemeines Wohngebiet (WA 4) festge-
setzt. 
Hier ermöglichen die Festsetzungen des Bebauungsplanes Doppelhäuser. Für das WA 4 wird 
eine Grundflächenzahl von 0,4 sowie eine Geschossflächenzahl von 0,8 festgesetzt, wobei 
diese Werte der im § 17 BauNVO vorgesehenen Obergrenze für Allgemeine Wohngebiete bei 
zwei Vollgeschossen entsprechen. Hierdurch ist eine effektive und ökonomische Ausnutzung 
der Baugrundstücke entsprechend der aktuellen Anforderungen an Wohngebäude möglich. 
Damit sich die geplante Neubebauung in die Umgebung integriert und um ein städtebaulich 
einheitliches Bild zu erreichen, werden Festsetzungen über die Höchstgrenzen der Geschos-
sigkeit, die maximalen Trauf- und Firsthöhen sowie über die Dachform analog zur angrenzen-
den Bebauung getroffen. Durch die Ausweisung einer offenen Bauweise passt sich die Neube-
bauung der kleinteiligen Bestandsbebauung im Westen an. Des Weiteren müssen im WA 4 die 
Garagen und Carports durchgängig zwischen den Gebäuden und den seitlichen Grundstücks-
grenzen gebaut werden, da sie einen Immissionsschutz für die südlich gelegene Bebauung 
darstellen. 
 
Insgesamt sind im Plangebiet ca. 40-50 neue Wohneinheiten vorgesehen.  

4.3 Belange des Verkehrs 

Motorisierter Individualverkehr (MIV) 
 
Die äußere Erschließung des Plangebiets erfolgt sowohl über die Augustastraße als auch über 
die Charlottenstraße. Die Fortführung der Augustastraße ins Plangebiet erfolgt hierbei analog 
zur bestehenden Straßenparzelle über eine 8 m breite öffentliche Straßenverkehrsfläche. Im 
sonstigen Plangebiet dient eine 6,0 m breite Straße zur inneren Erschließung. 
 
Ruhender Verkehr 
 
Der erforderliche Stellplatzbedarf wird direkt auf den geplanten Wohnbaugrundstücken nach-
gewiesen. Innerhalb der geplanten öffentlichen Verkehrsfläche besteht bei dem Straßenquer-
schnitt von 6,0 m zusätzlich die Möglichkeit des Parkens im Straßenraum. Des Weiteren ist im 
südwestlichen Bereich zwischen der Reihenhausbebauung und der neuen Erschließungsstra-
ße eine öffentliche Stellplatzfläche vorgesehen. 
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Fußgänger und Radfahrer 
 
Am südlichen Rand des Plangebietes befindet sich in Ost-West-Richtung eine Fuß- und Rad-
wegeverbindung zwischen der Charlottenstraße und der Osnabrücker Straße. 
Die Erschließung innerhalb des Plangebietes erfolgt in Form einer Mischverkehrsfläche die 
sowohl von Pkw als auch von Fußgängern und Radfahrern genutzt werden kann.  
 
Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 
 
Die Haltestelle „Azaleenstraße“ befindet sich an der westlich des Plangebiets vorhandenen 
Magdalenenstraße und die Haltestelle „Einschlingen“ befindet sich an der Osnabrücker Straße 
nördlich des Plangebietes. 
 
Hier verkehrt die Buslinie 121 montags bis samstags stündlich zwischen Brackwede, Lindenhof 
und Bethel. Sonntags fährt der Bus zwischen 12 Uhr bis 20 Uhr stündlich bis Brackwede. In 
Brackwede besteht mit der Stadtbahnlinie 1 werktags alle 10 Minuten eine Verbindung in die 
Innenstadt. Zusätzlich fährt abends die Nachtbuslinie N14 stündlich zwischen ca. 21 Uhr bis 24 
Uhr sowie nachts am Wochenende (Fr/Sa, Sa/So) zwischen ca. 1 Uhr bis 4 Uhr ins Stadtzent-
rum zum Jahnplatz. Ab Haltestelle „Einschlingen“ verkehrt außerdem die Buslinie 48 montags 
bis freitags alle 1-2 Stunden und samstags mit 2 Fahrten je Richtung bis Bielefeld Innenstadt.  
Die beiden Bushaltestellen sind in ca. 5 Minuten fußläufig vom Plangebiet aus erreichbar.  

4.4 Belange von Freizeit, Erholung und Sport 

Im fußläufigen Umfeld des Plangebietes befinden sich, abgesehen von der Kartbahn nordwest-
lich des Gebiets, keine Freizeit-, Erholung- oder Sporteinrichtungen. 
Zur Deckung des durch die vorgesehene Neubauplanung ausgelösten Spielflächenbedarfes, 
wird eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“ im nordöstlichen Be-
reich des Plangebietes festgesetzt 

4.5 Belange des Gemeinbedarfes 

Das Plangebiet befindet sich im Schuleinzugsbereich der Grundschule Quelle. Hierbei handelt 
es sich um eine vierzügige Einrichtung, die im Schuljahr 2016/2017 insgesamt 343 Schülerin-
nen und Schüler (SuS) in 14 Klassen unterrichtet. Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes 
werden voraussichtlich 40-50 Wohneinheiten geschaffen. Aufgrund der Zahl der Wohneinhei-
ten sind im Rahmen der Schulentwicklungsplanung ab dem Zeitpunkt der Fertigstellung zwei 
zusätzliche Kinder pro Jahrgang zu berücksichtigen. 
Unter Berücksichtigung der derzeit gemeldeten Kinder der Geburtenjahrgänge 2010/11 bis 
2015/16, die den Einschulungsjahrgängen 2017/18 bis 2022/23 entsprechen, sowie aller Bau-
gebiete, die im Einzugsbereich dieser Grundschule liegen und voraussichtlich im Prognosezeit-
raum realisiert werden, erhöht sich die Zahl der SuS auf 367 Kinder im Schuljahr 2022/23, die 
sich dann voraussichtlich auf sechzehn Klassen verteilen. 
Nach internen Überlegungen zur gesamten Struktur der Grundschule ist beabsichtigt, drei 
Klassenräume zukünftig für die OGS sowie das Gemeinsame Lernen zu nutzen. Die Notwen-
digkeit, die Zahl der Klassen wieder auf 16 zu erhöhen, steht diesen Überlegungen entgegen. 
Um die Überlegungen der Schule zu unterstützen und eine bauliche Erweiterung zu vermeiden, 
ist es daher notwendig, in einzelnen Jahren die Aufnahmekapazität auf drei Züge zu begren-
zen. Dies hat zur Folge, dass nicht alle Kinder an der von den Eltern gewünschten Grundschu-
le aufgenommen werden können. Dies betrifft dann sogar Kinder, für die Grundschule Quelle 
wohnortnächste Grundschule ist. 
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4.6 Belange der Ver- und Entsorgung 

Versorgung 
 
Die Versorgung des Plangebietes mit Wasser und Elektrizität kann durch den Anschluss an 
das vorhandene Leitungsnetz sichergestellt werden.  
 
Schmutzwasser 
 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb der genehmigten Kanalnetzplanung „Obere Lutter". Das 
Schmutzwasser des Plangebietes kann von dem in der Charlottenstraße befindlichen öffentli-
chen Schmutzwasserkanal aufgenommen und abgeleitet werden. Es fließt der Kläranlage des 
Abwasserverbandes „Obere Lutter" zu.  
Zur Ableitung des aus dem Plangebiet anfallenden Schmutzwassers ist die Verlegung von öf-
fentlichen Schmutzwasserkanälen in den geplanten öffentlichen Erschließungsstraßen erfor-
derlich. 
 
Niederschlagswasser 
 
Nach § 55 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über 
eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, 
soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch was-
serwirtschaftliche Belange entgegenstehen. § 44 LWG ergänzt bzw. konkretisiert den bundes-
rechtlichen Grundsatz. 
Die Berücksichtigung der rechtlichen Vorgaben des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und des 
Landeswassergesetzes (LWG) hat für die geplante Bebauung des B-Plangebietes in folgender 
Weise zu erfolgen: 
Eine Versickerung des Regenwassers ist im Plangebiet aufgrund von Altablagerungen südlich 
des Plangebietes nicht möglich. Da die vorliegenden Verhältnisse eine Versickerung nicht er-
lauben, ist das aus dem Plangebiet anfallende Niederschlagswasser ortsnah in den Lichtebach 
einzuleiten. 
Nach neusten Berechnungen kann das aus dem Plangebiet anfallende Niederschlagswasser 
ohne Rückhaltung dem vorhandenen öffentlichen Regenwasserkanal in der Charlottenstraße 
zugeführt werden. Aus hydraulischen Gründen ist demnach keine Regenrückhaltung im Plan-
gebiet erforderlich. 
Zur Ableitung des aus dem Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers ist die Verlegung 
von öffentlichen Regenwasserkanälen in den geplanten öffentlichen Erschließungsstraßen er-
forderlich. 
 
Entlang der nördlichen und westlichen Plangebietsgrenze (jedoch überwiegend auf Flächen 
außerhalb des Plangebietes) verlaufen vorhandene öffentliche Mischwasser-, Schmutzwasser- 
sowie Regenwasserkanäle. Zur Sicherung dieser Kanäle bzw. der benötigten Flächen bei not-
wendigen Kanalarbeiten, werden beidseits der Rohrachse Flächen mit Geh- und Leitungsrech-
ten zugunsten des Umweltbetriebes der Stadt Bielefeld festgesetzt. 
 
Überflutungsvorsorge 
 
Zum Schutz vor Überflutung durch außergewöhnliche Regenereignisse oder unvorhersehbare 
Betriebsstörungen sollten die Grundstücke im Plangebiet überflutungssicher ausgestaltet wer-
den. Vom Umweltbetrieb werden folgende bauliche Maßnahmen empfohlen:  
• Anordnung der Erdgeschossfußböden mindestens eine Stufenhöhe oberhalb der Bezugs-

höhe, d. h. der Straßenoberfläche, 
• Herstellung ausreichend hoher Aufkantungen / Schwellen von Kellerfenstern, -schächten, 

Zugängen, Zu- und Ausfahrten zum Schutz von Tiefgaragen, Kellern und sonstigen Räu-



D 12 

men unterhalb der Bezugshöhe gegen oberflächliches Eindringen von Niederschlagswas-
ser. 

• Berücksichtigung einer schadlosen Ableitung des Oberflächenwassers bei der Planung. 
 
Löschwasserversorgung 
 
Der Nachweis der Löschwasserversorgung gemäß DVGW-W 405 ist in Abstimmung mit dem 
zuständigen Wasserversorgungsunternehmen zu führen. Vom Feuerwehramt wird eine Lösch-
wassermenge von 800 l/min (48 m³/h) für mindestens 2 Stunden für ausreichend gehalten. 
Diese Löschwassermenge kann die Stadtwerke Bielefeld GmbH nach einer aktuellen Rohr-
netzberechnung bereitstellen. 

4.7 Belange des Orts- und Landschaftsbildes 

Das Umfeld des Plangebietes ist bis auf die westlich angrenzende Reihenhausbebauung durch 
Einfamilienhausbebauung in Form von Einzel- und Doppelhäusern geprägt.  
Die bislang landwirtschaftlich genutzten Flächen im Geltungsbereich des aufzustellenden Be-
bauungsplanes werden zugunsten einer Wohnbebauung überplant, was zu einer Veränderung 
des Orts- und Landschaftsbildes führt.  
Diese wird jedoch als verträglich betrachtet, da es durch die Entwicklung des geplanten Wohn-
gebietes lediglich zur Schließung einer städtebaulichen Lücke durch Arrondierung des Sied-
lungsbereiches kommt. Infolge dessen soll die Schaffung eines städtebaulichen Siedlungsran-
des erreicht werden, der den bebauten Bereich gegenüber den Waldflächen abschließt.  
 

4.8 Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege 

Im Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplanes sind keine Denkmäler oder Denk-
malbereiche gemäß §§ 3-5 Denkmalschutzgesetz NRW bekannt. 

4.9 Belange des Umweltschutzes 

Umweltprüfung 
 
Den Belangen des Umweltschutzes und den gesetzlichen Regelungen zur Umweltprüfung 
wurde im Rahmen der Erstaufstellung des Bebauungsplanes Rechnung getragen. Hierzu er-
folgte eine Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB, sodass ein Umweltbericht1 als gesonder-
ter Teil der Begründung erarbeitet wurde. 
Alle abwägungsrelevanten Gesichtspunkte der städtebaulichen Planung in Bezug auf die Aus-
wirkungen auf Menschen, Tiere und Pflanzen, die verschiedenen Umweltmedien (Fläche, Bo-
den, Wasser, Luft und Klima), die Landschaft sowie die Kultur- und sonstigen Sachgüter wur-
den dabei im Bebauungsplanverfahren ermittelt, um die Auswirkungen der Planung auf die 
Umwelt zu beurteilen.  
 

                                                

1 Umweltbericht zur Erstaufstellung des Bebauungsplanes Nr. I/Q 26 „Wohngebiet Charlottenstraße / 

Augustastraße“ in Verbindung mit der 245. Änderung des Flächennutzungsplanes „Wohnbaufläche 

Charlottenstraße / Augustastraße“ der Stadt Bielefeld, OT Quelle. Bertram Mestermann (Büro für Land-

schaftsplanung). Warstein-Hirschberg. Januar 2018. 
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Zusammenfassend wird deutlich, dass durch die Erstaufstellung des Bebauungsplanes Nr. I/Q 
26 „Wohngebiet Charlottenstraße / Augustastraße“ primär zu Auswirkungen auf die Schutzgü-
ter Pflanzen, Tiere, Boden und Fläche führen wird, da mit der Ausweisung des Gebietes als 
Wohnbaufläche und der Errichtung der Verkehrsflächen die vorhandenen Biotopstrukturen ent-
fernt werden sowie die dauerhafte Versiegelung von Boden im Bereich der überbaubaren Flä-
chen und der Verkehrsflächen erforderlich wird. 
Für einzelne Schutzgüter werden spezifische Maßnahmen zur Minderung der Wirkungen des 
Vorhabens benannt. Auch nach deren Umsetzung verbleiben Eingriffe in Natur und Landschaft, 
für deren Ausgleich Kompensationsmaßnahmen erforderlich sind (vgl. Kap. 4.10). 
 
Artenschutz 
 
Im Rahmen der Erstaufstellung des Bebauungsplanes Nr. I/Q 26 wurde eine Artenschutzprü-
fung2 durchgeführt, die untersuchen sollte, ob ggf. die Verbote des § 44 BNatSchG betroffen 
sind.  
Zur Recherche des Artenschutzspektrums im Untersuchungsgebiet wurde das Fachinformati-
onssystem „Geschützte Arten in Nordrhein-Westfalen“ (FIS) sowie die „Landschaftsinformati-
onssammlung des Landes Nordrhein-Westfalen“ (LINFOS) ausgewertet. Für die im Untersu-
chungsgebiet vorkommenden Lebensräume werden im FIS 31 Arten für das Messtischblatt 
3916 „Halle (Westfalen)“, Quadrant 4 als planungsrelevant genannt (10 Fledermausarten, 21 
Vogelarten). Planungsrelevante Pflanzenarten werden nicht benannt. 
Neben der Auswertung vorhandener Datenbanken bzw. Quellen wurden eine Brutvogelkartie-
rung, einschließlich der Erfassung von Nahrungsgästen, eine Fledermauskartierung mit Detek-
tor- und Horchboxeneinsatz sowie eine Höhlenbaumkartierung in den angrenzenden Waldflä-
chen durchgeführt. 
Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass durch die Erstaufstellung des Bebauungspla-
nes unter Berücksichtigung folgender Vermeidungsmaßnahmen keine artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG ausgelöst werden: 
 
Vermeidungsmaßnahmen für Fledermäuse: 

• Es sind ausschließlich bernsteinfarbene Straßenlampen entlang der Straßen bzw. in-

nerhalb des geplanten Wohngebietes aufzustellen. Weiße LED-Lampen, die eine Farb-

temperatur > 3300 Kelvin besitzen, sind gänzlich zu vermeiden. 

• Die Lampen sollen nur nach unten strahlen und nach oben und den Seiten hin abge-

schirmt sein 

Vermeidungsmaßnahmen für häufige und verbreitete Vogelarten: 

• Eine Rodung und Räumung von Vegetationsflächen ist nur in der Zeit vom 1. Oktober 

bis zum 28. Februar durchzuführen. Im Falle nicht vermeidbarer Flächenbeanspruchun-

gen außerhalb dieses Zeitraums ist durch eine umweltfachliche Baubegleitung sicher-

zustellen, dass bei der Entfernung von Vegetationsbeständen oder des Oberbodens die 

Flächen frei von einer Quartiernutzung durch Vögel sind. 

• Aktivitäten der Baumaßnahme (Baustelleneinrichtung, Materiallagerung etc.) sollen auf 

die vorhandenen befestigten Flächen oder zukünftig überbaute Bereiche beschränkt 

werden. Außerdem ist gemäß DIN 18920 ein Abstand von 1,50 m zu Bäumen und Ge-

hölzstrukturen einzuhalten. 

                                                
2 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Erstaufstellung des Bebauungsplanes Nr. I/Q 26 „Wohngebiet 

Charlottenstraße / Augustastraße“ in Verbindung mit der 245. Änderung des Flächennutzungsplanes 

„Wohnbaufläche Charlottenstraße / Augustastraße“ der Stadt Bielefeld, OT Quelle. Bertram Mestermann 

(Büro für Landschaftsplanung). Warstein-Hirschberg. Januar 2018. 
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Die Vermeidungsmaßnahmen wurden als textliche Festsetzungen in den Bebauungsplan auf-
genommen. 
 
Bodenschutz 
 
Für Böden gilt gemäß § 1 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz der Vorsorgegrundsatz, dass mit 
Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll, dabei sind Bodenversie-
gelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Böden, welche die Bodenfunktionen nach    
§ 2 Abs. 2 Nr. 1 und 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes im besonderen Maße erfüllen, sind 
besonders zu schützen. 
Im gesamten Plangebiet steht ein Typischer Podsol mit stellenweisem Gley-Podsol an. Zum 
Teil sind diese tiefreichend humos. Diese Bodentypen werden als schutzwürdige, tiefgründige 
Sand- oder Schuttböden erachtet. 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes kommt es im Bereich der überbaubaren Flächen 
sowie der Verkehrsflächen zu einem Funktionsverlust von Typischem Podsol. Die Böden im 
Bereich der nicht überbaubaren Flächen erfahren in Verbindung mit der zukünftigen Nutzung 
eine nachhaltige Veränderung der Standortbedingungen. 
Im Rahmen eines flächensparenden Umgangs mit Grund und Boden ist es das vorrangige Ziel, 
Neuversiegelungen zu begrenzen und Brach- oder Restflächen, die im Siedlungszusammen-
hang stehen, zu reaktivieren. Die geplante östliche Erweiterung der Siedlungsstruktur an der 
Charlottenstraße / Augustastraße arrondiert einen vorhandenen Siedlungsansatz und fügt sich 
somit in das Stadtgefüge ein. Ein Hauptziel der Planung ist daher, die vorhandenen Siedlungs-
ansätze an der Charlottenstraße / Augustastraße nach Osten hin zu erweitern und so der stei-
genden Wohnraumnachfrage Rechnung zu tragen. Durch die Festsetzung einer GRZ von 0,4, 
die der im 17 BauNVO vorgesehenen Obergrenze für Allgemeine Wohngebiete entspricht, ist 
darüber hinaus sowohl eine effiziente als aber auch eine ökologische Ausnutzung der Bau-
grundstücke möglich. 
In der Gesamtabwägung werden daher die Belange des Bodenschutzes gegenüber den Be-
langen des Wohnens (Deckung der Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum) zurückge-
stellt. Der Bodenschutzklausel wird in der Planung jedoch insoweit nachgekommen, dass die 
Grundflächenzahl der geplanten Nutzung entsprechend begrenzt wird und für die Eingriffe in 
Natur und Landschaft entsprechende Ausgleiche geschaffen werden. 
 
Bodenbelastungen / Altlasten  
 
Gemäß dem Plan der Stadt Bielefeld über Altablagerungen befindet sich südlich des Plange-
biets eine Altdeponie mit der Kennung S76. Im Rahmen der Erstaufstellung des Bebauungs-
planes wurden Boden- und Bodenluftuntersuchungen3 durchgeführt, um zu überprüfen, ob bo-
denschutzrechtliche Sachverhalte vorhanden sind, die einer Wohnnutzung unter Berücksichti-
gung des Vorsorgegrundsatzes des Baugesetzbuches entgegenstehen. 
Insbesondere wurden Untersuchungen hinsichtlich einer Deponiegasmigration sowie auf mög-
liche Bodenbelastungen im Plangebiet durch Abwehung von schadstoffhaltigem Deponat aus 
der Altdeponie durchgeführt. 
Die Boden- und Bodenluftuntersuchungen kommen zu dem Ergebnis, dass aus gutachterlicher 
Sicht der Vorsorgegrundsatz des Baugesetzbuches für das Plangebiet erfüllt wird und eine 
Gefährdung der geplanten Wohnbebauung durch Auswirkungen der angrenzenden Altdeponie 
S76 mit sehr hoher Sicherheit auszuschließen ist. 
 
Kampfmittel 
 
Von der Bezirksregierung Arnsberg wird im gesamten Stadtgebiet von Bielefeld eine Kampfmit-
telüberprüfung (Untersuchung von Grundstücken auf Kampfmittel aus dem Zweiten Weltkrieg, 

                                                
3 Boden- und Bodenluftuntersuchungen im B-Plangebiet Nr. I/Q 26 „Wohngebiet Charlottenstraße / Au-

gustastraße“ in Bielefeld-Quelle. Dr. Kerth + Lampe Geo-Infometric GmbH. Detmold. Januar 2018 
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insbesondere auf Bomben-Blindgänger und Munitionsreste) vor der Tätigung von Bodeneingrif-
fen fachlich empfohlen.  
Darüber hinaus gilt, dass die Arbeiten sofort einzustellen und die Feuerwehrleitstelle oder die 
Polizei zu benachrichtigen sind, wenn bei der Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub 
außergewöhnlich verfärbt ist oder verdächtige Gegenstände beobachtet werden. 
 
Stadtklima und Luftreinhaltung 
 
Das Plangebiet liegt außerhalb der innerstädtischen Wärmebelastungsgebiete und bildet ein 
Freiflächenklimatop innerhalb eines klimaempfindlichen Kaltluftentstehungs- und Kaltluftab-
flussgebietes am Fuß des Südhangs des Teutoburger Waldes. 
Über den östlichen Teil der Planfläche erfolgt demnach ein topographisch bedingter bodenna-
her Kaltluftabfluss aus nordöstlicher Richtung mit mittleren bis hohen Windgeschwindigkeiten. 
Daher wird das Plangebiet der Schutzzone der „hoch klimaempfindlichen Freiflächen“ zugeord-
net. Zur Überprüfung, ob die Planung die Kaltluftproduktion und Kaltluftabflüsse in erheblichen 
Maßstab einschränkt, so dass diese klimatische Ausgleichsfunktion möglicherweise nicht mehr 
gegeben ist, wurde ein Gutachten zur Untersuchung der Auswirkungen von Nutzungsänderun-
gen im Plangebiet auf Kaltluft- und Durchlüftungsverhältnisse erstellt4. 
Mit dem Kaltluftabflussmodell METKAT wurden Simulationsrechnungen für eine windstille 
Strahlungswetterlage sowohl für den Ist-Zustand als auch den Plan-Zustand durchgeführt. Die 
Rechnungen erfolgten mit einer sehr hohen räumlichen Auslösung von 5 m, so dass auch 
kleinräumige Strukturen in Orographie und Landnutzung sowie den sich ausbildenden Strö-
mungssystemen abgebildet werden konnten. Gleichzeitig wurde das Modellgebiet anhand von 
Testrechnungen so groß festgelegt, dass alle relevanten regionalen Einflüsse auf die Verhält-
nisse im Untersuchungsgebiet erfasst wurden. 
Die Simulationsrechnungen zeigen einen ausgesprochen geringen Einfluss der Flächenum-
wandlungen auf die Strömungsgeschwindigkeiten in der abfließenden Kaltluft und auf deren 
Mächtigkeit. Über dem Plangebiet werden nur Windgeschwindigkeitsdifferenzen von maximal 
0,2 m/s berechnet und sind auf den abbremsenden Effekt von Lärmschutzwall und neuer Be-
bauung zurückzuführen. Außerhalb des Plangebietes liegen die maximalen Differenzen bei 
nicht mehr wahrnehmbaren 0,1 m/s. In angrenzenden Wohngebieten entspricht das maximal 
3% Änderung. 
Auch die Kaltluftmächtigkeit zeigt nur eine vernachlässigbare Reaktion auf die Nutzungsände-
rung. Nur in direkter Umgebung des Lärmschutzwalls werden durch Stau Änderungen von et-
was mehr als ½ m in der Kaltluftschichtdicke hervorgerufen. Überall sonst sind die Differenzen 
geringer und erreichen nur über dem Plangebiet und dem angrenzenden Wäldchen Werte um 
5%. In angrenzenden Wohngebieten gibt es keine nennenswerten Änderungen in der Kaltluft-
schichtdicke. 
Der Kaltluftvolumenstrom (Produkt aus Kaltluftschichtdicke und Windgeschwindigkeit) sagt aus, 
welche Mengen an frischer und kühlerer Luft über die Siedlungsgebiete geführt werden. Je 
geringer der Volumenstrom, umso schneller kann die herangeführte kühlere Luft erwärmt und 
abgebremst werden. Der Kaltluftvolumenstrom als Maß für das Durchlüftungspotential ist nur 
wenig stärker als die Schichtdicke und Geschwindigkeit von den Nutzungsänderungen betrof-
fen. Über dem Plangebiet reduziert sich der Kaltluftvolumenstrom um rund 0,5 m³/(m*s). Bis zu 
dem südlich benachbarten Wohngebiet ist der Einfluss der neuen Bebauung soweit abgeklun-
gen, dass der Kaltluftvolumenstrom dort nur noch um äußerst geringe 0,2 m³/(m*s) oder 5% 
abnimmt. Das westlich angrenzende Wohngebiet ist überhaupt nicht von Änderungen in der 
Belüftung durch Kaltluftabflüsse betroffen. 
Der äußerst geringe Effekt der Planbebauung auf die nächtliche Belüftungssituation in der Um-
gebung ist darauf zurückzuführen, dass das Kaltluftsystem insgesamt zwar nur mäßig ausge-
prägt ist, aber im Vergleich zur Größe des Plangebietes von etwa 2 ha aus einem großen Ein-

                                                
4 Untersuchung der Auswirkungen von Nutzungsänderungen im Bebauungsplangebiet Nr. I/Q 26 

„Wohngebiet Charlottenstraße / Augustastraße“ in Bielefeld auf Kaltluft- und Durchlüftungsverhältnisse. 

Metcon Umweltmeteorologische Beratung Dr. K. Bigalke. Pinneberg. April 2017. 
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zugsgebiet gespeist wird. Dadurch werden die Verhältnisse weniger von lokalen Strukturen und 
deren Änderungen geprägt. 
Gemessen an den in der VDI 3787 Blatt 5 vorgeschlagenen Bewertungsmaßstäben ist damit 
der Einfluss des geplanten Wohngebietes auf das bestehende Kaltluftabflusssystem und die 
Durchlüftungsverhältnisse in allen angrenzenden Siedlungsgebieten als gering zu bewerten. 
 
Die Luftschadstoffsituation im Geltungsbereich wird maßgeblich durch die nördlich verlaufene 
B68/Osnabrücker Straße bestimmt. Aufgrund der hohen Verkehrsbelastung (Datenbezugsjahr 
Analyse 2014) ist trotz günstiger Luftaustauschbedingungen (offene Bebauung, hoher Baulü-
ckenanteil, südöstliche Freiflächen) von einer leicht erhöhten Immissionsbelastung bis 30 µg/m³ 
im Jahresmittel im Nahbereich der Straße auszugehen. Da mit zunehmender Entfernung von 
der Emissionsquelle die Immissionsbelastung abnimmt und zudem der Ausbreitungsweg durch 
vorgelagerte Gebäude (1. Baureihe B 68) unterbrochen wird, stellt sich die Belastungssituation 
im Plangebiet deutlich günstiger dar. Die Grenzwerte gem. 39. BImSchV werden sicher einge-
halten. 
Aufgrund der Lage des Plangebietes in der 2. Baureihe wird sich die Belüftungssituation ent-
lang der Emissionsquelle durch die Neubebauung nicht wesentlich verändern. Darüber hinaus 
ist nicht davon auszugehen, dass planbedingte Mehrverkehre zu einer erheblichen Verschlech-
terung der Luftschadstoffsituation im Plangebiet führen. Zudem ist in Anbetracht der geplanten 
offenen Bebauung auch weiterhin eine ausreichende Durchlüftung zum Abtransport Kfz-
bedingter Luftschadstoffe sichergestellt. Da auch weiterhin von der Einhaltung der Grenzwerte 
auszugehen ist, sind durch das Vorhaben keine umwelterheblichen Beeinträchtigungen der 
Luftqualität zu erwarten. 
 
Immissionsschutz 
 
Auf das Plangebiet wirkt der Verkehrslärm der im Norden liegenden Osnabrücker Straße. Zur 
Überprüfung, ob Immissionskonflikte mit den geplanten Nutzungen zu erwarten sind, wurde ein 
schalltechnisches Gutachten5 erarbeitet. Im Rahmen der Schallimmissionsprognose wurden 
die im Bereich des Plangebietes zu erwartenden Geräuschimmissionen durch das zukünftige 
Verkehrsaufkommen auf den umliegenden Straßen (Verkehrslärm) ermittelt. 
Hierfür wurden die durch das zukünftige Verkehrsaufkommen auf öffentlichen Straßen hervor-
gerufenen Geräuschimmissionen anhand der Orientierungswerte der DIN 18005 beurteilt. Im 
Ergebnis der Untersuchung ist zu erkennen, dass die geplante Doppelhausbebauung im WA 4 
(Garagen / Carports sind durchgängig zwischen den Gebäuden und den seitlichen Grund-
stücksgrenzen zu errichten) eine schützende Wirkung für den Rest des Plangebietes vorweist. 
Ebenfalls ist eine 3,75 m hohe Lärmschutzanlage im nordöstlichen Plangebiet vorgesehen.  
Trotz der vorgenannten Maßnahmen werden die Orientierungswerte der DIN 18005 für allge-
meine Wohngebiete von tags 55 dB(A) in Bereichen des Plangebietes überschritten. Da über 
die geplante Lärmschutzanlage im Nordosten des Plangebietes hinaus aus städtebaulichen 
Gründen keine weiteren aktiven Schallschutzmaßnahmen vorgesehen sind, der steigenden 
Nachfrage nach Wohnraum jedoch Rechnung getragen werden soll, können passive Schall-
schutzmaßnahmen in Form von Schallschutzfenstern bzw. architektonischer Selbsthilfe (in 
Form von lärmabgewandten Grundrissorientierungen) angedacht werden, um den Anforderun-
gen an gesunde Wohnverhältnisse gerecht zu werden.  
Zu diesem Zwecke werden die nach den Vorgaben der DIN 4109 ermittelten Lärmpegelberei-
che im Bebauungsplan festgesetzt. Die Flächen des Plangebietes liegen gemäß der Untersu-
chung in den Lärmpegelbereichen II bis IV. Daher sind im Bebauungsplan Schutzvorkehrungen 
gemäß DIN 4109 zur Luftschalldämmung von Außenbauteilen aufgenommen worden. Im Bau-
genehmigungsverfahren sind die entsprechenden Schallschutzmaßnahmen vom Antragsteller 
nachzuweisen. 
 

                                                
5 Prognose von Schallimmissionen. DEKRA Automobil GmbH, Industrie Bau und Immobilien. Bielefeld. 

September 2017 
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Gewässerschutz 
 
Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines festgesetzten oder derzeit geplanten Wasserschutz-
gebietes sowie eines festgesetzten Überschwemmungsgebietes.  

4.10 Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, Kompensationsmaß-

nahmen 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes kommt es zu einer Inanspruchnahme von bis-
lang baulich nicht genutzten Flächen. Die durch die Flächeninanspruchnahme zu erwartenden 
Eingriffe in Natur und Landschaft werden als unvermeidbar angesehen, da im Rahmen der 
Abwägung den Belangen des Wohnens Vorrang eingeräumt wird. 
Gemäß § 1a BauGB sind Eingriffe in Natur und Landschaft auf das notwendige Maß zu redu-
zieren (Minderung des Eingriffs) und die unvermeidbaren Eingriffe durch geeignete Maßnah-
men des Naturschutzes und der Landschaftspflege (Kompensationsmaßnahmen) auszuglei-
chen.  
Im Rahmen der Umweltprüfung wurden Eingriffe in Natur und Landschaft ermittelt. Insgesamt 
ergibt sich eine erforderliche Kompensation von 5.533 m². Der Ausgleich erfolgt auf der exter-
nen privaten Ausgleichsfläche auf dem Flurstück 737, Flur 17 der Gemarkung Senne I. 
Durch die Ausgleichsmaßnahme werden die durch die Planung zu erwartenden Eingriffe in 
Natur und Landschaft vollständig ausgeglichen. 

5. Bodenordnung 

Besondere bodenordnende Maßnahmen nach dem Baugesetzbuch sind aller Voraussicht nach 
nicht erforderlich. 

6. Erschließungsanlagen 

Als Erschließungsanlagen im Sinne des § 127 (2) BauGB gelten alle festgesetzten öffentlichen 
Verkehrsflächen. 

7. Flächenbilanz 

Gesamtfläche des Plangebietes        ca. 2,19 ha 
 
Allgemeines Wohngebiet                ca. 1,72 ha 
Straßenverkehrsfläche           ca. 0,29 ha 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung     ca. 0,06 ha 
Fläche zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen  ca. 0,06 ha 
Öffentliche Grünfläche          ca. 0,06 ha 
 
 
Insgesamt sind im Plangebiet ca. 40-50 neue Wohneinheiten vorgesehen.  
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8. Auswirkungen auf den rechtsverbindlichen Landschaftsplan 

Der Bebauungsplan hat Auswirkungen auf den als Satzung beschlossenen Landschaftsplan 
Bielefeld-West. Gemäß § 29 (4) LG treten bei Aufstellung eines Bebauungsplanes mit dessen 
Rechtsverbindlichkeit widersprechende Darstellungen und Festsetzungen des Landschaftspla-
nes außer Kraft. Eine solche widersprechende Festsetzung stellt die Grenze des Geltungsbe-
reichs des Landschaftsplanes sowie des Entwicklungszieles 6 für den Bereich des Bebauungs-
plangebietes dar. Die Grenze des Geltungsbereichs sowie des Landschaftsplans soll entspre-
chend § 16 Landschaftsgesetz NRW zurückgenommen werden.  
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9.  Kostenschätzung 

Die Erschließungsmaßnahmen werden durch Vertrag gemäß § 124 BauGB einem privaten 
Erschließungsträger übertragen. Dadurch kann sich die Stadt Bielefeld im Rahmen der gesetz-
lichen Ermächtigung von sämtlichen Erschließungsaufwendungen, mit Ausnahme der nicht 
beitragsfähigen Kanalbaukosten, die aus dem Etat der Stadtentwässerung bezahlt werden, 
unabhängig von ihrer Beitragsfähigkeit, befreien. Anderenfalls kommt im Rahmen des gelten-
den Beitragsrechts die Erhebung von Beiträgen nach dem Baugesetzbuch oder dem Kommu-
nalabgabengesetz in Betracht. Die Kosten für die zur inneren Erschließung des Baugebietes 
erforderlichen öffentlichen Entwässerungseinrichtungen liegen nach einer überschlägigen Kos-
tenschätzung bei etwa 390.000,- € (inkl. MwSt, ohne Bauverwaltungskosten).  
 
Für die Unterhaltung der Anlagen ist mit jährlich etwa 2.000,- € zu rechnen. 
 
Für die Schülerbeförderung fallen jährlich Kosten in Höhe von ca. 3.150,-€ an. 
 
Die Initiative für die Planung beruht auf einer privaten Projektentwicklung. Der Investor hat sich 
bereit und in der Lage erklärt, die Kosten, die mit den Planungen zur Erreichung der baupla-
nungsrechtlichen Zulässigkeit der Vorhaben verbunden sind einschließlich der erforderlichen 
Fachgutachten, vollständig zu tragen.  
Der Bebauungsplan wird durch ein Planungsbüro erarbeitet. Ein entsprechender Dreiecksver-
trag liegt vor. 


